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Megredit Wrredit) ffir Ußupedte

m* lira neuen 3inilge|eS6nd).

gin iDiîfjtiger gntfdjeib t»ee 9legierungsrates 6t. ©allen.

(Korrefpotibettj.)

Sitte Sauqenoffenfdjaft mottle ifr umfangreich^
©runbftücf überbauen unb erftmal§ etroa 75 ^dufer er»

fiellen. 9Rit bem Ûberbauungêplan mürben gleichzeitig
eine obere unb eine untere 3ufafrt§= unb Serfehrâftrafe
genehmigt, bie bei mäßiger Steigung ba§ neue ©ofnge»
biet oorteiltjaft mit ber beftefenben obern unb untern
Strafe oerbinben foil. ®a gegen bie Seilftücfe ber
neuen Strafenzüge, io weit [ie nicf)t im ©ebiet ber Sau»
genoffenfefjaft liegen, mehrmals ©infprache erhoben rourbe
unb biefe noct) nicht erlebigt ift, fonnten bie oorge»
fetjenen Serbinbungen mit ben beftehenben SerfefrS»
firafen noct) nicht in Singriff genommen roerben. So
toeit bie fpauptftrnfenzüge im ©ebiet ber Saugenoffen»
fdEjaft liegen, mürben fie oom Segierung§rat genehmigt
unb feitfer fertig erftellt. ®a aber ba§ Saulanb nic|t
an beftehenbe Serfehrsftrafen grenzt, ift eine richtige
Serbinbung be§ neuen ©ol)noiertet§ mit biefen Strafen
roegen ben unerlebigten ©infpradjen nicfjt möglich-

®a§ Saugrunbfiücf biente corner lanbroirtfchaftlichen
3roecfen unb mürbe nom bafelbft erbauten |>au§ mit
ëcijeune au§ beroirtfefjaftet. ®ie jroei 3ufaf)rten non ber
Satfeite — öftlid) unb roeftlidj — finb fefr fteil; für
eine faft horizontale ©üterftrafe oon ber Sergfeite hw
tonnte bie Saugenoffenfcfjaft überhaupt fein ffahrrecfjt
nachroeifen.

®a bie beiben ßufahrtSftra^en öfttich (Strafe A)
unb meftlict) (Strafe B), bie einzig für bie SRaterialzu»
fuhr non ber beftehenben Strafe C aus in jfrage tommen,
Steigungen non 14 —20°/o unb teilroeife noct) fcharfe
,Hürnen aufroiefen unb ba bie Saugenoffenfdfjaft ben Ser»
tehr mit ber Saufieüe non ber Strafe C au§ nid^t mehr
bewältigen ju tonnen glaubte, gelangte fie an ben @e=

meinberat mit bem Segehren, ihr ein ÇRotroegrecht auf
ber nörblict) einmünbenben Strafe M einzuräumen. ®tefe
Strafe führt über ba§ ©igentum bes nörblicfien Stach»
bar§ 3- Siegenfcfaft ber Saugenoffenfcfaft hatte
über fie tein $ahrrecf)t, auch nicht zu lanbroirtfc^aftlicfjen
3mecten.

®er ©emeinberat beroiltigte ba§ Sîotroegrerf)t unter
folgenben Sebingungen:

1. ®iefe§ Stecht mirb nur für bie 3«it ber ©rfteüung
ber SReubauten ber Saugenoffenföhaft auf ber Siegen»
fcfjaft be§ 3 bereinigt.

2. Sie Saugenoffenfdhaft hat bie Strafte M, fo roeit
fie buret) bie Siegenfctjaft bes 3- führt, in gutem
3uftanbe p erhalten unb für allen au§ ber 2lu§»
Übung biefeS oorübergehenben gahrrechteê ent»

ftehenben Schaben aufpfommen.
3. Sie Fahrbahn genannter Strafe ift in eine Sreite

oon 4 m beibfeitig richtig einpfrtebigen.
4. ©enn bie Saugenoffenfcfaft biefen gahtroeg nicht

mehr benotigt, hat fie ben früheren 3uftanb roieber
herzufteHen.

®er ©emeinberat ftüfte fich hrebei auf 2lrt. 694 be3
3-®.=S. unb 2lrt. 138 be§ ft. gallifchen ©inführungl»
gcfeheê. Siefe lauten :

3lrt. 694 3.=@.»S. : „|)at ein ©runbeigentümer feinen
genügeuben ©eg oon feinem ©runbftücf auf eine öffent»
Me Strafe, fo fann er beanfpruchen, baf ihm bie ÇRach»
barn gegen oolle ©ntfehäbigung einen Stotroeg einräumen.

Ser Stnfpruch rietet ftch in erfter Stnie gegen ben
Jtadhbarn, bem bie ©eroährung be§ 9Rotroege§ ber frü»

heren ©igentumê» unb ©egeoerhältniffe roegen am eheften
zugemutet merben barf, unb im meitern gegen benjenigen,
für ben ber 3Rotroeg am menigften fcfäblicf) ift. Sei
ber geftfetpng bes llotroeges ift auf bie beibfeitigen
hfntereffen fRücfficht zu nehmen."

Unb 2lrt. 138 bes ©inführungsge|et)es : „®a§ Se»
gehren um ©inräumung eineâ lîotroegeê ift an ben ®e»
meinberat zu rieten.

®er ©efudhfteüer hat biejenigen, gegen roelche fief
fein ©efudf ridfjtet unb bie gefetlichen SorauSfetjungen
fetneê Segehrens zu bezeichnen.

®er ©emeinberat hat ben ©runbpfanbgläubigern
Zur ©afrung ihrer SRechte oon bem ©efuche Mitteilung
zu machen."

Ennert nü^licljer jjrifi reichte 3- gegen biefen Se»

fchluf iRefurS ein. @r behauptet, berfelbe entbehre ber
gefeflichen ©runblage. ®er Sauplah befinbe fief) in ber
9tähe einer öffentlichen Strafe; bas Saumaterial föntie
oon berfelben aul auf fürzeftem ©ege zugeführt roerben.
@§ befiefe alfo feine fRotroenbigfeit, ben Soben bes
iRefurrenten in Slnfprucf) z« nehmen ; roegen blofer oor»
übergefenber Sequemlidhfeit fönne nadh ben Intentionen
bes ©efefgeberê ein tRotroegrecft nidht eingeräumt iter»
ben. ®urih bie ©inräumurg be§ ÇRotroegeê roerbe ba§

Hulturlanb, überhaupt feine 3"tereffen fdjroer gefdhäbigt
unb ba§ Sträfcfen für ben Serfefjr ber Seroohner bet
umliegenben ©egenb unbrauchbar gemacht. A ' r

®er 5Regterung§rat hat bie ©infpradhe abgeroiefen
au§ folgenben ©rroägungen:

®er Slnfprudh ber Saugenoffenfchaft auf einen tRot»

roeg ift gemäf 3lrt. 694 be§ 3iuilgefepudhe§ beredhtigt
unb begrünbet, fall§ ihr ©runbftücf feinen geniigenben
3ugang oom öffentlichen Strafenneh hat. Ob ein ge»

nügenber ©eg oorfanben fei, fann naturgemäf nidht
ein für allemal feftgeftellt roerben; bie Seantroorturtg
biefer gtage häugt oielmehr oon ben jeweiligen Sebürf»
nifjen ab.

gair bie bisherige Seroirtfdhaftung be§ ®ute§ roaren
ZroeifeUoë bie beiben 3«gänge oon ber Strafe C aü§
trotz ihrer Steilheit genügenb; ber 3ugang oon Süben
roäre geroif angenehm geroefen ; er roar jeboef) nidht burch
ein Sebürfnis geforbert, ba§ ben 2lnfpru<h auf einen
iRotroeg hinlänglich begrünbet hätte, tpeute, ba auf bem
©ute eine intenfioe. Sautätigfeit entroicfelt roirb, muf
anbeten Sebürfniffen Stechnung getragen roerben.

@§ ift bem tRefurrenten zuzugeben, baf bi§ anhin
bie Saumaterialien oon ber Strafe C aus, unb zroar
namentlich burdh bie Strafe B zugeführt roerben fonnten.
Sei gutem ©etter roicfelte fiel) ber Serfehr, roenn auch
recht mühfam, fo bo<h tn erträglicher ©eife ab. ®agegen
fann gar feinem 3u>eifel unterliegen, baf bei fehlerem
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Mwegrecht tZOmcht) sör Bauzwecke

nach dm neuen ZmlaeWuch.
Ein wichtiger Entscheid des Regierungsrates St. Gallen.

(Korrespondenz.)

Eine Baugenossenschaft wollte ihr umfangreiches
Grundstück überbauen und erstmals etwa 75 Häuser er-
stellen. Mit dem llberbauungsplan wurden gleichzeitig
eine obere und eine untere Zufahrts- und Verkehrsstraße
genehmigt, die bei mäßiger Steigung das neue Wohnge-
biet vorteilhaft mit der bestehenden obern und untern
Straße verbinden soll. Da gegen die Teilstücke der
neuen Straßenzüge, so weit sie nicht im Gebiet der Bau-
genossenschaft liegen, mehrmals Einsprache erhoben wurde
und diese noch nicht erledigt ist. konnten die vorge-
sehenen Verbindungen mit den bestehenden Verkehrs-
straßen noch nicht in Angriff genommen werden. So
weit die Hauptstraßenzüge im Gebiet der Baugenoffen-
schaff liegen, wurden sie vom Regierungsrat genehmigt
und seither fertig erstellt. Da aber das Bauland nicht
an bestehende Verkehrsstraßen grenzt, ist eine richtige
Verbindung des neuen Wohnviertels mit diesen Straßen
wegen den unerledigten Einsprachen nicht möglich.

Das Baugrundstück diente vorher landwirtschaftlichen
Zwecken und wurde vom daselbst erbauten Haus mit
Scheune aus bewirtschaftet. Die zwei Zufahrten von der
Talseite — östlich und westlich — sind sehr steil; für
eine fast horizontale Güterstraße von der Bergseite her
konnte die Baugenossenschaft überhaupt kein Fahrrecht
nachweisen.

Da die beiden Zufahrtsstraßen östlich (Straße
und westlich (Straße ö), die einzig für die Materialzu-
fuhr von der bestehenden Straße 6 aus in Frage kommen,
Steigungen von 14 —20°/o und teilweise noch scharfe
Kurven aufwiesen und da die Baugenossenschaft den Ver-
kehr mit der Baustelle von der Straße 1! aus nicht mehr
bewältigen zu können glaubte, gelangte sie an den Ge-
meinderat mit dem Begehren, ihr ein Notwegrecht auf
der nördlich einmündenden Straße II einzuräumen. Diese
Straße führt über das Eigentum des nördlichen Nach-
bars Z. Die Liegenschaft der Baugenossenschaft hatte
über sie kein Fahrrecht, auch nicht zu landwirtschaftlichen
Zwecken.

Der Gemeinderat bewilligte das Notwegrecht unter
folgenden Bedingungen:

1. Dieses Recht wird nur für die Zeit der Erstellung
der Neubauten der Baugenossenschaft auf der Liegen-
schaff des Z bewilligt.

2. Die Baugenossenschaft hat die Straße N, so weil
sie durch die Liegenschaft des Z. führt, in gutem
Zustande zu erhalten und für allen aus der Aus-
Übung dieses vorübergehenden Fahrrechtes ent-
stehenden Schaden aufzukommen.

3. Die Fahrbahn genannter Straße ist in eine Breite
von 4 m beidseitig richtig einzufriedigen.

1. Wenn die Baugenossenschaft diesen Fahrweg nicht
mehr benötigt, hat sie den früheren Zustand wieder
herzustellen.

Der Gemeinderat stützte sich hiebei auf Art. 694 des
Z--G.-B. und Art. 138 des st. gallischen Einführungs-
gesetzes. Diese lauten:

Art. 694 Z.-G.-B. : „Hat ein Grundeigentümer keinen
genügenden Weg von seinem Grundstück auf eine öffent-
uche Straße, so kann er beanspruchen, daß ihm die Nach-
barn gegen volle Entschädigung einen Notweg einräumen.

Der Anspruch richtet sich in erster Linie gegen den
àchbarn, dem die Gewährung des Notweges der frü-

heren Eigentums- und Wegeverhältnisse wegen am ehesten
zugemutet werden darf, und im weitern gegen denjenigen,
für den der Notweg am wenigsten schädlich ist. Bei
der Festsetzung des Notweges ist auf die beidseitigen
Interessen Rücksicht zu nehmen."

Und Art. 138 des Einführungsgesetzes: „Das Be-
gehren um Einräumung eines Notweges ist an den Ge-
meinderat zu richten.

Der Gesuchsteller hat diejenigen, gegen welche sich
sein Gesuch richtet und die gesetzlichen Voraussetzungen
seines Begehrens zu bezeichnen.

Der Gemeinderat hat den Grundpfandgläubigern
zur Wahrung ihrer Rechte von dem Gesuche Mitteilung
zu machen."

Innert nützlicher Frist reichte Z. gegen diesen Be-
schluß Rekurs ein. Er behauptet, derselbe entbehre der
gesetzlichen Grundlage. Der Bauplatz befinde sich in der
Nähe einer öffentlichen Straße; das Baumaterial könne

von derselben aus auf kürzestem Wege zugeführt werden.
Es bestehe also keine Notwendigkeit, den Boden des
Rekurrenten in Anspruch zu nehmen; wegen bloßer vor-
übergehender Bequemlichkeit könne nach den Intentionen
des Gesetzgebers ein Notwegrecht nicht eingeräumt wer-
den. Durch die Einräumung des Notweges werde das
Kulturland, überhaupt seine Interessen schwer geschädigt
und das Sträßchen für den Verkehr der Bewohner det:

umliegenden Gegend unbrauchbar gemacht. a ^

Der Regierungsrat hat die Einsprache abgewiesen
aus folgenden Erwägungen:

Der Anspruch der Baugenossenschaft auf einen Not-
weg ist gemäß Art. 694 des Zivilgesetzbuches berechtigt
und begründet, falls ihr Grundstück keinen genügenden
Zugang vom öffentlichen Straßennetz hat. Ob ein ge-
nügender Weg vorhanden sei, kann naturgemäß nicht
ein für allemal festgestellt werden; die Beantwortung
dieser Frage hängt vielmehr von den jeweiligen Bedürf-
nisten ab.

Für die bisherige Bewirtschaftung des Gutes waren
zweifellos die beiden Zugänge von der Straße 6! aus
trotz ihrer Steilheit genügend; der Zugang von Süden
wäre gewiß angenehm gewesen; er war jedoch nicht durch
ein Bedürfnis gefordert, das den Anspruch auf einen

Notweg hinlänglich begründet hätte. Heute, da auf dem
Gute eine intensive, Bautätigkeit entwickelt wird, muß
anderen Bedürfnissen Rechnung getragen werden.

Es ist dem Rekurrenten zuzugeben, daß bis anhin
die Baumaterialien von der Straße aus, und zwar
namentlich durch die Straße L zugeführt werden konnten.
Bei gutem Wetter wickelte sich der Verkehr, wenn auch
recht mühsam, so doch in erträglicher Weise ab. Dagegen
kann gar keinem Zweifel unterliegen, daß bei schlechtem

Mt«à H (ie. 8K!
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SCßctter unb bafjer roetdjem 33oben bte gubrroerte nut in
einer ©elfe auf bie Hôp gebraut roerben fönnen, roel*
cher mit allen SRitteln entgegen getreten roerben mup
SMe Arbeiter roerben in ^ot)em ©rabe gefäbrbet, bie

Zugtiere in unzulänglicher SGSeife angeftrengt.
®aju fommt, bafj in aUernäcfyfter Z^t für baS bis*

ber nocf) nic£)t tanalifierte ©ebiet bie Kanalifation er*
fteEt roerben mup 9lngefidf)tS ber Unfictjertjeit, roelctje
über bte Berbältntffe bel DeilftücteS ber BerîebrSftrap
sroifeben ber ju Überbauenben Stegenfcbaft unb ber Strate
C beftep, tann bie Kanalifation nict)t in ba§ jutünftige
Dtace biefer ©trap eingelegt roerben. ®er ©emeinbe*
rat t)at fid) beSbalb oeranlap gefeben, bie Strate A
in 2lnfprucb ju nehmen, fo ba| biefe, roenn fie roäbrenb
ber KanalifationSbaute überhaupt nod) für ©agencer*
fep in Slnfprudj genommen roerben tann, bei roeitem
nid^t meljr in gleich hohem Sfftap benüpar ift roie beute.

Znt fernem roerben fofort nach ©rftettung ber Kanali*
fation bie ©trapn gebaut roerben muffen; ba fie jum
îeit roefentlid) t)ötjer ju liegen îommen als bas beutige
Derratn, oerfctjled^tern fid) bie 3ufaï)rt§oerî)âttniffe in
erbeblicbem 9Jtap.

S)er Stugenfcpin but fobann nodb gezeigt, baß ber
anbere Zugang oon ber ©trap C aus, bie ©trap B,
noch ungünftigere 3Sert)äItniffe aufroeift als bie ©trap
A; fie ift nodb roefentlid^ ungünftiger, ba fie in engen
Kuroen ben 33erg biuanfteigt.

SlngeficbtS biefer Berbältniffe erfd^eint ber Sltifprud)
ber 33augenoffenf(f)aft auf etnen Botroeg als begrünbet,
unb eS frägt fidb nur nodb, ob ber ©emeinberat 2lrt.
694 2lbfat) 2 beS 3roilgefe^budfieê unb Ülrt. 139 3lbfatj
3 beS ©tnfübrungSgefepS in ridbtiger ©eife geroürbigt
bat. ®iefe ffrage ift ju bejahen, rote fte benn audb oom
Beîurrenten nicp oerneint, überhaupt nidbt aufgegriffen
roorben ift. IXnridbtig ift lebiglid), bafj ber ©emeinberat
glaubte, audb über bie Ieifienbe ©ntfdbäbigung beftnben

ju müffen. Zu einem ©ntfcbeibe ift nämlidb nad) 3lrt.
140 be§ ©infübrungSgefepS, falls feine gütliche ©inigung
erjlelt roerben tann, lebiglicb ber Bicper jufiänbig.

fserfrefferttns*"
58on Ingenieur $r. 9Jteffinger, $nfpettor am ©aëroevt

©barlottenburg.

®er in ©ropBerlin tonftituierte ©roedoerbanb finbet
eines ber £>auptfelber feiner Betätigung auf bem ®e=

biete ber BolfSbpgtene. ®ie ©Raffung gefunber SebenS*

bebtngungen in* unb außerhalb ber ©obnungen foil oon
ihm geförbert roerben unb ein ©tab oon Ingenieuren
foil fpej. ben gefunbbeitlidben Slnforberungen nadbforfdben
unb etroaige Btiptänbe ju befeitigen fucben. ®a liegt
roobl ber ©ebante febr nahe, bafj oerfud^t roerben muff,
bie Suftoerfcbtecbterung, roeldbe burcb bie irrationelle 3lrt
unfeter Kohlenfeuerung foroobl im ©eroerbe, roie audb

im Haushalt beroorgerufen roirb, ju oetbeffem. ©enn
auch ber ©ebante, bie gefamte Neuerung burdb ©aS*

feuerung ju erfepn, oorläufig eine Utopie bleiben roirb,
fo roirb bocb jebe geuerftelle, bie beute mit ©teinfoble
bebeijt unb burcb ®aS, ober bie nidbt rupnbe Kot'S*

feuerung erfetjt roirb, eine Berminberung ber Betbrenn*

ungSprobufte herbeiführen, ©ie gefunbbeitlid) fdbäblicb

biefe BerbrennungSprobutte finb, braucht hier beS weiteren

nicht ausgeführt ju roerben unb barf als allgemein be*

fannt oorauSjufepn fein. Die tnbuftrtearmen ©tabt*

gegenben empfinben bie Stauch* unb Bupeläftigung je

nad) ber berrfdjenben ©inbricpung genau fo ftart roie

bie Quartiere, in benen biefe Pagen fpej. beroorgerufen
roerben. Sebrreid) roar in biefer jplnficbt bie grop
^pgieneauSftellung in Bresben im Zape 1911. .fjier
rourben in einer großen 3lnjabl oon Zeichnungen unb

plaftifcben ®arftellungen bie entfe^lictjen ©tnroirtungen
beS KoblenftaubeS auf bie ©roptabttunge oorgefprt.

Bact)bem bie ©aSinbuftrte fidb energifch ju rühren
beginnt unb eine popaganba entfaltet, bie ihr früher
giemlicf) fern gelegen bat, roäre eS foroobl im ©titereffe
ber fpgiene roie auch im ©ntereffe ber ©aSinbuftrie beS

StadbbentenS roert, ob nicht eine allgemeine popaganba
für bie weitere Berbreitung ber ©aSoerroenbung unb
ber ©infübrung beS SeudjtgafeS für alle möglidhen £>eij>

jroede in gropügiger ©eife gefcbeben tonne. Barallet
hiermit müpe bann ein gemeinfameS Borgeben fämt*
lieber ©aSroerte ftattfinben unb bie popaganba biefer
oetfdhiebenen ©erte müpe nach etnbeitlidhem @eficf)tS=

puntte oorgenommen unb geregelt roerben. ®tefe ißropa»
ganba erforbert eine ©eparatbearbeitung eines jeben

Konfumenten unb eS ift jroeifeEoS, ba| ein berartigeS
energifdheS Borgeben nidbt aEein im ©ntereffe ber @aS=

werte, fonbern mehr nodb tm ^ntereffe ber Slflgemein*

beit auprorbentlidje grop Borteile bringen würbe.

®ie ©täbteorbnung ift gegenüber ber fortfdEjreiten=

ben £ed)nit beute oeraltet unb mu| ganj befonberS auf
ihre bpgtenifcben Borfcbriften bin mit neuem Seben er*

füüt roerben. ©ie bafierte f. 3t- auf BorauSfetjungen,
bie bei unferen beutigen ©täbten in tetner ©eife mehr

zutreffen unb bie Beroobnbarfeit ber ©tabt roirb immer

febroieriger werben, je mehr bte Suftoerfcblecperung bie

Beoölferung an bie Peripherie unb felbft über biefe

btnauSbrängt.

3n einem gabrifbiftritt, roie ihn j. 33. ©rop33erlin
barfieEt, roäcbft ber Koblenoerbraudb in einem roefent*

lieb ftärferen BerbaltniS, als eS bie blop Zunahme ber

33eoölferung bebingen roürbe. ^ierauS erbeEt, ba^ bie

©röp ber fdt)äblic£)en Staucbmaffen in einem flatteren
SOtaptabe roädbft als für bie 33eoölterungSmenge juträg*
lieb ift. 'Die Staudjmaffen roerben ber ©trapnluft bei*

gemengt unb auf oiele Kilometer ©ntfernung fortgetragen,

©anj abgefeben aber auch non ber ^pgiene finb biefe

Bauchmaffen im haften ©rabe fdbäblicb für bie ©e*

bäube, unb manches 33aubenfmal, baS ben Zabrbunberten
getrost bat, gebt feinem Untergange entgegen infolge ber

Zerftörung, welche bie Bauch* unb ©dbroefelauSbünftungen
fpejieE ber ©teintoblenfeuerung ber Sltmofpbäre bei*

mengen. »
33ei ber ©rjeugung beS ©tetntoblengafeS, baS bei

bem beutigen ©tanb ber Decbnif als fdbroefelfrei bezeichnet

roerben tann, bleiben als roertooEfte Bebenprobutte Kots
unb Deer, bie fieb beibe als oorjüglicfje raucblofe Çeij*
materiale bewährt haben, ganj abgefeben baoon, bah

baS ©teintoblengaS felbft in immer größerem SJlap für
bie 33ebeijung jur Slnroenbung tommt. Durdj bie Ber*

roenbung biefer Heizmaterialien bleibt bie 3ltmofpbäre
rein unb roirtt niemals gefunbbeitSfdbäbltcb.

Flxsîr. schwêiz. (.Meisterbtatt") Nr. It

Wetter und daher weichem Boden die Fuhrwerke nur in
einer Weise auf die Höhe gebracht werden können, wel-
cher mit allen Mitteln entgegen getreten werden muß.
Die Arbeiter werden in hohem Grade gefährdet, die

Zugtiere in unzulänglicher Weise angestrengt.
Dazu kommt, daß in allernächster Zeit für das bis-

her noch nicht kanalisierte Gebiet die Kanalisation er-
stellt werden muß. Angesichts der Unsicherheit, welche
über die Verhältnisse des Teilstückes der Verkehrsstraße
zwischen der zu überbauenden Liegenschaft und der Straße
L besteht, kann die Kanalisation nicht in das zukünftige
Trace dieser Straße eingelegt werden. Der Gemeinde-
rat hat sich deshalb veranlaßt gesehen, die Straße -V

in Anspruch zu nehmen, so daß diese, wenn sie während
der Kanaltsationsbaute überhaupt noch für Wagenver-
kehr in Anspruch genommen werden kann, bei weitem
nicht mehr in gleich hohem Maße benützbar ist wie heute.

Im fernern werden sofort nach Erstellung der Kanali-
sation die Straßen gebaut werden müssen; da sie zum
Teil wesentlich höher zu liegen kommen als das heutige
Terrain, verschlechtern sich die Zufahrtsverhältnisse in
erheblichem Maße.

Der Augenschein hat sodann noch gezeigt, daß der
andere Zugang von der Straße aus, die Straße U,
noch ungünstigere Verhältnisse aufweist als die Straße
^ ; sie ist noch wesentlich ungünstiger, da sie in engen
Kurven den Berg hinansteigt.

Angesichts dieser Verhältnisse erscheint der Anspruch
der Baugenossenschaft auf einen Notweg als begründet,
und es frägt sich nur noch, ob der Gemeinderat Art.
694 Absatz 2 des Zivilgesetzbuches und Art. 139 Absatz
3 des Etnführungsgesetzes in richtiger Weise gewürdigt
hat. Diese Frage ist zu bejahen, wie sie denn auch vom
Rekurrenten nicht verneint, überhaupt nicht aufgegriffen
worden ist. Unrichtig ist lediglich, daß der Gemeinderat
glaubte, auch über die leistende Entschädigung befinden
zu müssen. Zu einem Entscheide ist nämlich nach Art.
140 des Einführungsgesetzes, falls keine gütliche Einigung
erzielt werden kann, lediglich der Richter zuständig.

„Lustverbeflerung."
Von Ingenieur Fr. M essin g er, Inspektor am Gaswerk

Charlottenburg.

Der in Groß-Berlin konstituierte Zweckverband findet
eines der Hauptfelder seiner Betätigung auf dem Ge-

biete der Volkshygtene. Die Schaffung gesunder Lebens-

bedingungen in- und außerhalb der Wohnungen soll von
ihm gefördert werden und ein Stab von Ingenieuren
soll spez. den gesundheitlichen Anforderungen nachforschen

und etwaige Mißstände zu beseitigen suchen. Da liegt
wohl der Gedanke sehr nahe, daß versucht werden muß,
die Luftverschlechterung, welche durch die irrationelle Art
unserer Kohlenfeuerung sowohl im Gewerbe, wie auch

im Haushalt hervorgerufen wird, zu verbessern. Wenn
auch der Gedanke, die gesamte Feuerung durch Gas-
feuerung zu ersetzen, vorläufig eine Utopie bleiben wird,
so wird doch jede Feuerstelle, die heute mit Steinkohle
beheizt und durch Gas, oder die nicht rußende Koks-

feuerung ersetzt wird, eine Verminderung der Verbrenn-

ungsprodukte herbeiführen. Wie gesundheitlich schädlich

diese Verbrennungsprodukte sind, braucht hier des weiteren

nicht ausgeführt zu werden und darf als allgemein be-

kannt vorauszusetzen sein. Die industriearmen Stadt-

gegenden empfinden die Rauch- und Rußbelästigung je

nach der herrschenden Windrichtung genau so stark wie
die Quartiere, in denen diese Plagen spez. hervorgerufen
werden. Lehrreich war in dieser Hinsicht die große

Hygieneausstellung in Dresden im Jahre 1911. Hier
wurden in einer großen Anzahl von Zeichnungen und

plastischen Darstellungen die entsetzlichen Einwirkungen
des Kohlenstaubes auf die Großstadtlunge vorgeführt.

Nachdem die Gasindustrie sich energisch zu rühren
beginnt und eine Propaganda entfaltet, die ihr früher
ziemlich fern gelegen hat, wäre es sowohl im Interesse
der Hygiene wie auch im Interesse der Gasindustrie des

Nachdenkens wert, ob nicht eine allgemeine Propaganda
für die weitere Verbreitung der Gasverwendung und
der Einführung des Leuchtgases für alle möglichen Heiz-
zwecke in großzügiger Weise geschehen könne. Parallel
hiermit müßte dann ein gemeinsames Vorgehen sämt-

licher Gaswerke stattfinden und die Propaganda dieser

verschiedenen Werke müßte nach einheitlichem Gesichts-

punkte vorgenommen und geregelt werden. Diese Propa-
ganda erfordert eine Separatbearbeitung eines jeden

Konsumenten und es ist zweifellos, daß ein derartiges
energisches Vorgehen nicht allein im Interesse der Gas-
werke, sondern mehr noch im Interesse der Allgemein-
heit außerordentliche große Vorteile bringen würde.

Die Städteordnung ist gegenüber der fortschreiten-
den Technik heute veraltet und muß ganz besonders auf
ihre hygienischen Vorschriften hin mit neuem Leben er-

füllt werden. Sie basierte s. Zt. auf Voraussetzungen,
die bei unseren heutigen Städten in keiner Weise mehr

zutreffen und die Bewohnbarkeit der Stadt wird immer

schwieriger werden, je mehr die Luftverschlechterung die

Bevölkerung an die Peripherie und selbst über diese

hinausdrängt.

In einem Fabrikdistrikt, wie ihn z. B. Groß-Berlin
darstellt, wächst der Kohlenverbrauch in einem wesent-

lich stärkeren Verhältnis, als es die bloße Zunahme der

Bevölkerung bedingen würde. Hieraus erhellt, daß die

Größe der schädlichen Rauchmassen in einem stärkeren

Maßstabe wächst als für die Bevölkerungsmenge zuträg-
lich ist. Die Rauchmaffen werden der Straßenluft bei-

gemengt und auf viele Kilometer Entfernung fortgetragen.

Ganz abgesehen aber auch von der Hygiene sind diese

Rauchmassen im höchsten Grade schädlich für die Ge-

bände, und manches Baudenkmal, das den Jahrhunderten
getrotzt hat, geht seinem Untergange entgegen infolge der

Zerstörung, welche die Rauch- und Schwefelausdünstungen
speziell der Steinkohlenfeuerung der Atmosphäre bei-

mengen. »
Bei der Erzeugung des Steinkohlengases, das bei

dem heutigen Stand der Technik als schwefelfrei bezeichnet

werden kann, bleiben als wertvollste Nebenprodukte Koks

und Teer, die sich beide als vorzügliche rauchlose Heiz-

materiale bewährt haben, ganz abgesehen davon, daß

das Steinkohlengas selbst in immer größerem Maße für
die Beheizung zur Anwendung kommt. Durch die Ver-

wendung dieser Heizmaterialien bleibt die Atmosphäre
rein und wirkt niemals gesundheitsschädlich.
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